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Beschluss
des Bundesrates

Verordnung zur Änderung der Sechzehnten Verordnung zur
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrs-
lärmschutzverordnung - 16. BImSchV)

A

Der Bundesrat hat in seiner 925. Sitzung am 19. September 2014 beschlossen, der

Verordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes nach Maßgabe folgender

Änderung zuzustimmen:

Zu Artikel 1 Nummer 01 - neu - (§ 2 Absatz 5 - neu -)

In Artikel 1 ist vor Nummer 1 folgende Nummer 01 einzufügen:

'01. Dem § 2 wird folgender Absatz 5 angefügt:

"(5) Die Bundesregierung erstattet spätestens im Jahre … (einsetzen: Jahreszahl

des zehnten auf die Verkündung folgenden Kalenderjahres) und dann

fortlaufend alle zehn Jahre dem Deutschen Bundestag Bericht über die

Durchführung der Verordnung. In dem Bericht wird insbesondere dargestellt,

ob die in § 2 Absatz 1 genannten Immissionsgrenzwerte dem Stand der

Lärmwirkungsforschung entsprechen und ob weitere Maßnahmen zum Schutz

vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgeräusche erforderlich

sind." '

Begründung:

Zurzeit gibt es zahlreiche Fragestellungen, die bis zum Zeitpunkt der Vorlage
der Verordnung noch nicht abschließend geklärt werden konnten, z. B. die
Gewährleistung eines ausreichenden Nachtschlafs beim Schienenverkehr, der
Umrüstungsgrad der Güterwagen mit Verbundstoff-Klotzbremsen sowie die
Emissionsansätze beim Schienenverkehr. Auch besteht langfristig die
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Notwendigkeit, harmonisierte Berechnungsmethoden bzw. eine umfassende
Gesamtlärmbetrachtung einzuführen. Die Erfahrungen aus der Praxis sowie die
Ergebnisse der aktuellen Forschung sollten zukünftig in der 16. BImSchV
laufend Berücksichtigung finden.

B

Ferner hat der Bundesrat die folgende Entschließung gefasst:

1. a) Der Bundesrat bittet die Bundesregierung zu prüfen, ob der gesunde

Nachtschlaf an Schienenwegen durch die Regelungen der 16. BImSchV in

Verbindung mit den Schallschutzmaßnahmen der 24. BImSchV hinreichend

sichergestellt ist oder ob neue Kenngrößen zur Beurteilung der

Aufwachreaktionen erforderlich sind.

b) Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, auch angesichts der bereits

erfolgten diversen Befassungen in anderen Gremien die eventuell dazu

notwendigen Forschungsvorhaben zügig auf den Weg zu bringen.

2. Am 24. Juni 2014 verabschiedete der Bundestag eine Entschließung, wonach

die Bundesregierung prüfen solle, welche Maßnahmen zur Verbesserung der

Transparenz der "sehr komplexen Algorithmen" der Schall 03 bereitgestellt

werden (BT-Drucksache 18/1871). Der Bundesrat bittet die Bundesregierung in

diesem Zusammenhang, neben der vorgeschlagenen Bereitstellung von

Erläuterungen und Testaufgaben für repräsentative Immissionssituationen auch

eine messtechnische Validierung der Berechnungsvorschrift Schall 03 [2014] zu

veranlassen. Die Ergebnisse sind in einem Bericht zu veröffentlichen. Damit

ließe sich ein deutlich höheres Maß an Akzeptanz der Betroffenen für die

Schall 03 [2014] erreichen.

3. Der Bundesrat stellt fest, dass die bisher zur neuen Schall 03 verfügbaren

Testaufgaben zur Überprüfung der korrekten, ermessensspielraumminimierten

und damit qualitätsgesicherten Implementierung der neuen Schall 03 in

Softwareprogramme diesen Zweck nicht erfüllen.
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Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, Testaufgaben zur Qualitäts-

sicherung der Software für die Berechnung der Beurteilungspegel für

Schienenverkehrswege vorzulegen. Die Testaufgaben sind so zu gestalten, dass

sie eine Prüfung der Software nach DIN 45687 erlauben, damit für den Vollzug

qualitätsgesicherte Software zur Verfügung steht.

4. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung zu prüfen, ob die Vorlage gemäß

Artikel 8 der Richtlinie 98/34/EG als technische Vorschrift bei der EU vor

Inkrafttreten zu notifizieren ist.


